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EG-BINNENMARKT

H e l l m u t h  S t ,  S e i d e n f u s "

Der europäische Verltehrsmarict nach 1992
Wichtiges Element des geplanten europäischen Binnenmarktes ist die Schaffung 

eines gemeinsamen europäischen Verkehrsmarktes bis Ende 1992. Welche Auswirkungen 
sind von den erforderlichen Liberalisierungsmaßnahmen im Güterverkehr zu erwarten, 

welche ordnungspolitischen Weichenstellungen notwendig?

Die zunehmende Heftigkeit der politischen Ausein­
andersetzung auf nationaler und europäischer 

Ebene über die Ausgestaltung des gemeinsamen Ver­
kehrsmarktes nach 1992 verlangt nach einem Beitrag 
zur Versachlichung der Diskussion durch die Wissen­
schaft, Aus bundesdeutscher Sicht geht es darum, die 
Auswirkungen einer Liberalisierung für den nationalen 
und grenzüberschreitenden Verkehr zu bestimmen und 
darauf aufbauend ordnungspolitische Empfehlungen zu 
geben.

Doch schon bei der Wirkungsanalyse ergeben sich 
methodische Schwierigkeiten; denn Inhalt und Ausmaß 
der zukünftigen Liberalisierungsmaßnahmen im Güter­
verkehr lassen sich nicht hinreichend exakt bestimmen. 
Als vergleichsweise sicher kann zumindest angenom­
men werden, daß im grenzüberschreitenden Güterkraft­
verkehr innerhalb der EG alle mengenmäßigen Be­
schränkungen aufgehoben werden. Von einigen Seiten 
wird jedoch angezweifelt, ob der Termin 1.1.1993 einzu­
halten ist.

Bei den Kabotageverkehren -  z. B. der Abwicklung 
von Güterkraftverkehren mit Quelle und Ziel in der Bun­
desrepublik durch einen niederländischen Lkw -  ist 
überhaupt noch nicht abzusehen, in welchem Umfang 
und unter welchen Bedingungen diese Öffnung nationa­
ler Märkte erfolgen wird. Interessanterweise verhalten 
sich auch sonst durchaus liberale Positionen vertre­
tende Staaten bezüglich der Zulassung von Kabotage 
im eigenen Land eher zurückhaltend. Im Hinblick auf die

Prof. Dr Hellmutt^ St. Seidenfus, 64, ist Direl<tor 
des Instituts für Verkehirswissenschaft und des In­
stituts für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
an der Universität ¡Münster Er ist Mitglied des wis­
senschaftlichen Beirates beim Bundesverkehrs­
ministerium.

Ausgestaltung der nationalen Verkehrsmarktordnung 
gilt grundsätzlich die weitgehende nationalstaatliche 
Autonomie der EG-Mitgliedstaaten, Es existiert dem­
nach auch für die Bundesrepublik kein unmittelbarer 
Zwang zur Anpassung der Verkehrsmarktordnung, der 
über die Einführung von Kabotagerechten und die Libe­
ralisierung im grenzüberschreitenden Verkehr hinaus­
geht.

Eine weitere Imponderabilie stellen die zukünftigen 
Rahmenbedingungen für die Deutsche Bundesbahn 
dar Zur Zeit wird auf Ministerebene ein Sanierungskon­
zept mit den Elementen „Übernahme der Altschulden 
und eines Teils der Fahrwegkosten“ durch den Bund so­
wie „Steigerung der Produktivität“ beraten. Weitere of­
fene Fragen in diesem Zusammenhang betreffen die zu­
künftige Unternehmensverfassung und die gemeinwirt­
schaftlichen Aufgaben der Deutschen Bundesbahn,

Einen Ausweg aus dieser Situation der Ungewißheit 
über wichtige Entwicklungsgrößen bietet dem Analyti­
ker das „Szenario-Writing“ , „Szenarien sind immer nur 
Abbilder dessen, was sein könnte. Sie , . . versuchen, 
Handlungsspielräume aufzuzeigen, ohne die Wahr­
scheinlichkeit des Eintretens zu benennen.“ ' Szenarien 
sollen demnach die Randpunkte eines Möglichkeits­
spektrums abbilden, zwischen denen sich die reale Zu­
kunft einstellen wird.

• Dieser Beitrag stellt die Zusammenfassung der Ergebnisse einer Un­
tersuchung zum Thema „Ordnungspolitische Szenarien zur Verwirkli­
chung eines gemeinsamen europäischen Verkehrsmarktes“ dar, die in 
Zusammenarbeit mit der Planco Consulting-Gesellschaft mbH und der 
Heusch-Boesefeldt GmbH im Auftrag des Bundesverkehrsministeriums 
angefertigt worden ist. wobei die Analyse des Güterverkehrs im Vorder­
grund stand

' J. N i k l a s :  Prognosephilosophie und Verkehrsszenarien -  Kann 
durch die Technik der „offenen Prognose“ das Prognoseverständnis t>ei 
deren Anwendern vertiessert werden?, in: Zeitschrift für Verkehrswis­
senschaft, 54. Jg. (1978), S, 115 f.
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Vor diesem Hintergrund lassen sich zwei Szenarien A 
und B formulieren, welche von Annahmen über Gren­
zen dieses (^öglichkeitsspektrums ausgehend (vgl. 
Übersicht) die Auswirkungen einer Liberalisierung im 
Güterverkehr zu bestimmen suchen.

Die Auswirkungen

Aussagen über die Folgen der Liberalisierung der eu­
ropäischen Verkehrsmärkte sind häufig pauschaler Na­
tur. So wird etwa von verschiedenen Seiten ein „Preis- 
verfall“ oder ein „ruinöser“ Wettbewerb im Güterverkehr 
nach 1992 befürchtet. Dabei wird z. B. übersehen,

□  daß der größte Teil der Binnenschiffahrt, d. h. die Ver­
kehre im Rheinstromgebiet westlich der Linie Dort­
mund/Hamm, schon heute weitgehend liberalisiert ist 
und

□  daß grundsätzlich nicht von „dem “ Verkehrsmarkt 
gesprochen werden kann. Gerade im Straßengüterver­
kehr gibt es eine Vielzahl von Teilmärkten, die man in 
den herkömmlichen Segmentierungsansätzen mit Hilfe 
von Kriterien wie etwa Relationstyp (Paarigkeit, Höhe 
des Verkehrsaufkommens, Art der Quell- und Zielre­
gion), Verkehrsträgerkonkurrenz und Güterart abzu­
grenzen versucht.

Der Nachteil dieser herkömmlichen Segmentierungs­
kriterien besteht jedoch darin, daß sie keine hinrei­
chende Berücksichtigung der Güterstruktureffekte im 
Verkehr gestatten, die sich aus der Veränderung der 
Produktionsstruktur in der Güterwirtschaft für die Trans­
portnachfrage ergeben. Es gilt darüber hinaus, ein wei­
teres Segmentierungskriterium zu definieren, das be­
rücksichtigt, daß die Nachfrager von Verkehrsleistungen 
zunehmend höhere Ansprüche an die physische und or­
ganisatorische Durchführung der Güterbewegung stel­
len.

Mit Hilfe des Segmentierungskriteriums „logistisches 
Anforderungsprofil“ wird diesem Aspekt Rechnung ge­
tragen. Das logistische Anforderungsprofil beinhaltet 
die Elemente (a) verkehrstechnisches und (b) organisa­
torisches Know-how. Verlangt die entsprechende Güter­
bewegung ein spezielles technisches Equipment und 
seine Beherrschung, so liegen hohe Ansprüche an das 
verkehrstechnische Know-how vor (Quantifizierungs- 
merkmal: Einsatz von Spezialfahrzeugen). Verlangt die 
Abwicklung von Güterbewegungen Leistungen, die 
über den reinen Transportvorgang hinausgehen, wird ih­
nen ein hohes organisatorisches Anforderungsprofil zu­
erkannt (Quantifizierungsmerkmal: Systemorientierte 
Distributionsintegration).

Die wichtigsten Szenarioannahmen

Maßnahmen­
bereich

Szenario A Szenario B

Straße
Kfz-Steuer Angleichung auf 

EG-Durchschnitt
keine Änderung

Mineralölsteuer Angleichung auf 
EG-Durchschnitt

keine Änderung

Technische und für deutsche Unt. geringe Änderung
Sozial­
vorschriften

geringe Änderung: 
EG-weite strenge 
Vorschr., Kontr, 
Sanktionen

wie A

Marktzugang Aufhebung be­
stehender quanti­
tativer Beschrän­
kungen und Ver­
schärfung der 
qualitativen 
Beschränkungen

geringe Änderung: 
internationale Aufhe­
bung besteh. Be­
schränkungen; 
national weiter 
Beschr; neu: ein­
fache, eng kontin­
gent. Kabotage

Preisbildung frei international frei;
national Status quo

Binnenschiffahrt
Abgaben, Sub­
ventionen, Vor­
schriften
Marktzugang

Preisbildung

geringe Änderun­
gen tech./sozialer 
Vorschriften 
national:
generelle Kabotage­
freiheit;
Internat. Abschaf­
fung tour-de-role- 
System;
EG-weite Einführung 
von qualitativen 
Marktzugangsbe­
schränkungen, die 
über die Schiffer­
patente hinausgehen 
international: 
keine Änderung; 
national: frei

geringe Änderungen 
techn./sozialer 
Vorschriften 
geringe Änderungen: 
national Status quo; 
Internat. Abschaffung 
tour-de-role-System

keine Änderung

Eisenbahn
keine wesentlichen Änderungen

Drei logistische Teilmärkte

Viele Güterbewegungen können nicht eindeutig als 
verkehrstechnisch und/oder organisatorisch anspruchs­
voll klassifiziert werden. Die Zuordnung hängt vielmehr 
von der konkreten Transportkettengestaltung ab. In sol­
chen Fällen sind Plausibilitätsüberlegungen, z. B. hin­
sichtlich des Anteils organisatorisch anspruchsvoller 
Verkehre an der Gesamtheit der jeweiligen Güterbewe­
gungen, notwendig. Auf der Basis dieser Überlegungen 
kann zwischen drei logistischen Teilmärkten unterschie­
den werden:

(1) Güterbewegungen mit einem (verkehrstechnisch 
und organisatorisch) hohen logistischen Anforderungs­
profil -  z. B. Kühlgutverkehre im Rahmen der Lebens- 
mittel-Distribution von Einzelhandelsunternehmen;

(2) Güterbewegungen mit einem mittleren logisti­
schen Anforderungsprofil (verkehrstechnisch oder orga­
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nisatorisch hoher Standard) -  z. B. die Beförderung von 
Getreide oder Rohstoffen für die Bauindustrie in Silo- 
Lastkraftwagen;

(3) Güterbewegungen mit einem (verkehrstechnisch 
und organisatorisch) niedrigen logistischen Anforde­
rungsprofil -  z. B. der Transport von Eisen, Schrott und 
nicht silofähigen Agrarprodukten.

Der Teilmarkt (1) ist noch tiefergehender in die zwei 
Teilmarktsegmente „umfassende speditioneile Dienst­
leistungen“ und „reine Frachtführerleistungen“ aufzu­
gliedern, da das Erbringen der reinen Frachtführerlei­
stungen im Vergleich zu den umfassenden speditionel- 
len Dienstleistungen einen nur geringen organisatori­
schen Aufwand voraussetzt. Im Teilmarktsegment der 
umfassenden speditionellen Dienstleistungen ist die 
Dienstleistungsqualität von so ausschlaggebender Be­
deutung, daß die Bedeutung des Preises als wettbe­
werblicher Aktionsparameter deutlich reduziert wird. 
„Um es ganz klar auszudrücken: Ein besonders niedri­
ger Transportpreis wird Mängel bei der Lieferzuverläs­
sigkeit nicht kompensieren können. “^

Erfüllt der bereits heute für einen bestimmten Verla­
der tätige Spediteur dessen Ansprüche an Qualität und 
Anpassungsflexibilität durch Durchführung seiner Distri­
butionsleistungen, so ist es ihm möglich, sich ein akqui- 
sitorisches Potential bei diesem Verlader zu verschaf­
fen. In einem bestimmten Bereich seiner Preis-Absatz- 
Funktion geht dann eine Preisvariation mit einer allen­
falls geringen Kundenfluktuation einher

Den Anbietern reiner Frachtführerleistungen ist eine 
derartige Marktstrategie weitgehend verwehrt, gleiches 
gilt für die Anbieter im Teilmarkt „Bewegungen von Gü­
tern mit einem mittleren logistischen Anforderungspro­
fil“ . In beiden Fällen beziehen sich die Qualitätsanforde­
rungen der Verlader vorrangig auf die Erfüllung eines 
bestimmten Verkehrs- bzw. warenbehandlungstechni­
schen Leistungsstandard, so daß der Aktionsparameter 
„Preis“ hier von größerer Bedeutung ist. Bei den niedrig­
logistischen Güterbewegungen schließlich ist der Mobi­
litätsgrad der Nachfrager am höchsten und somit der 
Preis der ausschlaggebende Wettbewerbsfaktor

Szenario A

Für den Güterkraftverkehr lassen sich für den Fall der 
Realisierung des Szenario A folgende Wirkungshypo­
thesen formulieren:

□  Aufgrund der vergleichsweise höheren Produzen­
tenrenten wird die Angebotsausweitung im nationalen 
Verkehr höher sein als die im internationalen Verkehr, in

dem heute schon -  abgesehen von Marktzugangsbe­
schränkungen -  praktisch ein freier Preiswettbewerb 
herrscht, der ab 1. 1. 1989 auch formal an die Stelle der 
bis dahin bestehenden Margentarife tritt.

□  Die umfassendsten Auswirkungen bezüglich Markt­
zutritt, Marktstruktur und Preisniveau sind -  das gilt für 
den nationalen wie für den internationalen Verkehr -  bei 
den Güterbewegungen mit einem niedrigen logisti­
schen Anforderungsprofil und den reinen Frachtführer­
leistungen des hochlogistischen Teilmarktes zu erwar­
ten. In beiden Bereichen, vor allem im erstgenannten, 
können dysfunktionale Wettbewerbstendenzen nicht 
ausgeschlossen werden, worunter Einrichtungen zu 
verstehen sind, die mit den von einem funktionierenden 
System wettbewerblicher Marktkoordination erwarteten 
Ergebnissen nicht übereinstimmen.

□  Nur begrenzte Veränderungen vollziehen sich bei 
den umfassenden speditioneilen Dienstleistungen. Die 
Liberalisierung fördert hier gleichwohl den Trend zur 
Ausgliederung der reinen Transportleistung und ver­
stärkt die schon heute feststellbaren Konzentrations­
und Kooperationstendenzen. Unternehmen, die mit die­
sem Trend nicht Schritt halten, entwickeln sich mehr und 
mehr zu reinen Frachtführern.

□  Im Nahverkehr sind lediglich moderate Auswirkun­
gen zu erwarten, herrschen dort doch heute ebenfalls 
praktisch freie Wettbewerbsverhältnisse.

□  Über alle Teilmärkte hinweg gesehen wird der Werk­
verkehr zwar in dem Maße zurückgehen, in dem der ge­
werbliche Güterverkehr sich stärker auf die logistischen 
Anforderungen der Verlader einstellen kann, jedoch 
auch weiterhin -  vor allem im Nahverkehr -  von Bedeu­
tung sein.

□  Die regionalwirtschaftlichen Auswirkungen halten 
sich in engen Grenzen. Sofern die sich hier eröffnenden 
Preissenkungsspielräume bei Verkehren aus bzw. nach 
ländlichen Regionen beträchtlich ausgeschöpft werden, 
stehen Belastungswirkungen bei einer Gütergruppe 
Entlastungswirkungen bei einer anderen gegenüber 
Zunächst dürfte es auf den aufkommensstarken Rela­
tionen zwischen Ballungsräumen zu Wettbewerbsver­
schärfungen kommen. Im Zeitablauf gewinnen die Ver­
kehre mit ländlichen Regionen an Attraktivität, so daß 
sich auch hier Preissenkungen und Leistungsverbesse­
rungen vollziehen.

□  Gemessen an der bestehenden Belastung des Stra-

W M a c k h 0 11: Neue Verladeranforderungen an Straßentrans­
portunternehmen, tn; Die Chancen der Verkehrsbetriebe bei veränder­
ten Marktanforderungen, Schriftenreihe der Gesellschaft für Verkehrs- 
betnebslehre und Logistik (GVB) e. V, H. 20, Frankfurt 1987, S, 60-
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ßennetzes ist der Gesamtumfang der zusätzlichen Fahr­
ten pro Tag (-(- 3400) als relativ unproblematisch einzu­
stufen, zumal sie sich relativ gleichmäßig über das Bun­
desgebiet verteilen. So beträgt etwa die Steigerung des 
Gesamtverkehrs durch die Zunahme des Güterkraftver­
kehrs nach den Hochrechnungen auf dem stark durch 
Lkw-Verkehr belasteten Autobahnabschnitt Koblenz- 
Bingen (A 61) 0,5% .

Insgesamt kann somit festgestellt werden, daß Aus­
wirkungen auf die Infrastruktur im Sinne einer drasti­
schen Verschlechterung der Verkehrsabläufe nicht zu 
erwarten sind. Angesichts der schon heute bestehen­
den Überlastung des Straßenverkehrsnetzes ist zwar 
verkehrspolitischer Handlungsbedarf angezeigt, dieser 
läßt sich jedoch nicht vorrangig mit der Liberalisierung 
des Güterkraftverkehrs begründen.

□  Gegenüber dem Status quo kommt es in Abhängig­
keit von der Änderung der infrastrukturellen Belastun­
gen demnach auch zu minimalen Veränderungen bei 
der Verkehrssicherheit. Einer nicht auszuschließenden 
Verschlechterung des Fahrverhaltens infolge zuneh­
menden Wettbewerbs ist durch eine entsprechende 
Kontroll- und Ahndungspraxis vorzubeugen.

□  Auch die Zunahme des Energieverbrauchs und die 
zusätzliche Belastung der ümwelt halten sich in engen 
Grenzen: Beispielsweise resultieren aus einer 5% igen 
Güterverkehrszunahme als theoretischem Maximal­
wert ein Anstieg des Kraftstoffverbrauchs um 2%  und 
eine Zunahme der SO2 -  und Rußemissionen um 4,2 % 
bzw. 5,6% , Jede Steigerung des Energieverbrauchs 
und der Umweltbelastung ist zwar eine Zieleinbuße für 
die Energiepolitik, die Umweltpolitik und damit auch für 
die Verkehrspolitik, eine Ablehnung des Szenario A läßt 
sich aber angesichts dieser Zahlen kaum begründen.

Auswirkungen

Die Auswirkungen des Szenario A auf das W irt­
schaftsergebnis der Deutschen Bundesbahn und die 
Verkehrsteilung zwischen Straße, Schiene und Binnen­
schiffahrt sind abhängig vom Reaktionsverhalten der 
Deutschen Bundesbahn. Sie kann mit einer vollständi­
gen Mengenanpassung, d. h. einer Nichtanpassung ih­
rer Tarife an die Veränderungen im Güterkraft- und Bin­
nenschiffsverkehr, reagieren, umgekehrt mit einer voll­
ständigen Preisanpassung bei dem Versuch, die Ver­
kehrsmengen zu halten, oder mit einer Kombination aus 
beiden. Wird eine Kombination von Mengen- und Preis­
anpassung unterstellt, so verliert die Deutsche Bundes­
bahn 15,4 Mill. t bzw. 6 % ihres Aufkommens, was lang­
fristig zusätzlichen Verlusten im Wirtschaftsergebnis

von 343 Mill. DM entspricht. Die Aufkommensverluste 
verteilen sich zu 86%  auf den Güterkraftverkehr {+  13,2 
Mill. t) und zu 14 % auf den Binnenschiffsverkehr (+  2,2 
Mill.t).

Auf den bundesdeutschen Binnenwasserstraßen 
sind vor allem die Verkehre außerhalb des Rheinstrom­
gebiets von der Realisierung des Szenario A betroffen. 
Verluste für die bundesdeutsche Binnenschiffahrt zu La­
sten der ausländischen Konkurrenz sind auf diesen Re­
lationen vor allem beim trockenen Massengut (Kohle, 
Eisenerz, NE-Metallerze, Schrott, Steine und Erden) zu 
erwarten. Andererseits scheitert die Erschließung neuer 
Märkte in Abhängigkeit von der im Szenario A unterstell­
ten Öffnung des Nord-Süd-Verkehrs in den Niederlan­
den, Belgien und Frankreich an den dortigen infrastruk­
turellen Begrenzungen für das einsetzbare Transportge­
rät. Im Ergebnis besteht somit die Gefahr der weiteren 
Erhöhung der strukturellen Überkapazitäten in der Bun­
desrepublik, so daß ohne geeignete Gegenmaßnah­
men dysfunktionale Wettbewerbstendenzen drohen.

Szenario B

Im Güterkraftverkehr

□  sind die Auswirkungen im Binnenverkehr weitaus ge­
ringer als im grenzüberschreitenden Verkehr und in Sze­
nario A;

□  verursachen die im Szenario B weiterhin bestehen­
den Wettbewerbsverfälschungen im grenzüberschrei­
tenden Verkehr spürbare Verkehrsverluste für bundes­
deutsche Verkehrsunternehmen. Dies gilt vordringlich 
für den niedriglogistischen Teilmarkt, nachrangig für die 
hochlogistischen reinen Frachtführerleistungen und nur 
sehr begrenzt für die umfassenden speditioneilen 
Dienstleistungen.

Die Auswirkungen auf den Nahverkehr, den Werkver­
kehr, die Regionalwirtschaft und die Infrastrukturbela­
stung sind vernachlässigbar gering. Gleiches ist für die 
Umwelt, die Verkehrssicherheit, das Wirtschaftsergeb­
nis der Bundesbahn, die Verkehrsteilung und die Bin­
nenschiffahrt festzuhalten.

Im Szenario B und auch im Szenario A eröffnen sich 
dem bundesdeutschen Straßengüterverkehrsunterneh­
men Marktchancen,

□  im grenzüberschreitenden Verkehr durch die Zulas­
sung von „cross trade“ -Verkehren (z. B. als Anbieter auf 
der Relation Niederlande-Spanien) und

□  durch die Zulassungen von Kabotageverkehren in 
den EG-Mitgliedstaaten.
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Sicherlich kom m t den bundesdeutschen U nterneh­

men dabei ihr anerkannt hoher Leistungsstandard en t­

gegen. Ob sie hierm it jedoch die projizierten Verlusti 

auf den angestam m ten Märkten kom pensieren können, 

bleibt offen, vor allem, wenn man bedenkt, daß der bun­

desdeutsche Verkehrsm arkt das bei weitem  größte Ver­

kehrsaufkom m en im EG-Vergleich aufweist.

Ordnungspolitische Empfehlungen

Auf absehbare Zeit ist wohl kaum damit zu rechnen, 

daß die Frage nach der von der W ettbewerbspolitik zu 

verfolgenden Detailkonzeption w issenschaftlich allge­

m eingültig und um fassend beantw ortet werden kann. 

So ist es auch nicht verwunderlich, daß die Forderung 

nach einem  funktionsfähigen W ettbewerb im Art. 3 des 

EW G-Vertrages auf bislang nicht gelöste Probleme 

stößt. Zentra ler Aspekt dabei ist die Definition opera tio­

naler Bew ertungskriterien für den Verkehrsm arkt an­

hand „traditioneller“ wettbewerbstheoretischer Konzep­

tionen. Allein schon aufgrund des O ptim alitätscharak- 

ters d ieser Konzeptionen sind dahingehende Defini­

tionsansätze jedoch stark problem behaftet.

Im Sinne konkreter w irtschaftlicher und politischer 

Handlungsvorgaben sind pragm atische Ansätze ge ­

fragt, w ie etwa das Koordinationsm ängelkonzept von 

Grossekettler®. Anstatt den bestm öglichen M arktzu­

stand anzustreben, wird ein M arkt auf seine hinrei­

chende Funktionsfähigkeit hin untersucht. In Form einer

Negativabgrenzung ist ein Markt dann funktionsfähig, 

wenn keine

dauerhaften Kapazitätsengpässe oder Überkapazi- 

taten (R enditenorm alisierung) und/oder nicht to lerier­

bare Ungleichgew ichte (M arkträum ung),

□  dauerhaften

gleich),

Überm achtpositionen (M achtaus-

L . J  dauerhaft unbefriedigenden Produkt- und/oder Ver­

fahrensfortschrittsraten (Produkt- und Verfahrensfort­

schritt) 

auftreten.

Entscheidend ist die Erfüllung der R ichtungsbedin­

gung (z. B. Ausgleich von Angebot und Nachfrage in der 

erforderlichen Richtung) und der E ffektivitätsbedin­

gung, die ein als ausreichend angesehenes Ausgleichs- 

bzw. Anpassungstem po vorgibt. M arktprozesse gelten 

als befriedigend, wenn keine dauerhaften Störungen in 

der Vergangenheit zu beobachten waren und aufgrund 

von P lausib ilitätstests mit keinen strukturellen S törun­

gen in der Zukunft zu rechnen ist,

Bewertung der Szenarien

Die Bewertung der beiden Szenarien A und B anhand 

der Kriterien des Koordinationsm ängelkonzeptes führt 

zu folgenden Ergebnissen:

LJ Die befriedigende Erfüllung der Markträumungsfunk-
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tion erfordert eine weitgehende Liberalisierung des in­
ternationalen und des nationalen Verkehrsmarktes.

□  Gleiches gilt im Hinblick auf die Gewährleistung der 
Renditenormalisierung. Im Interesse der Beseitigung 
ordnungspolitischer Strukturen, die verzerrend auf die 
Unternehmensentscheidungen wirken können, emp­
fiehlt sich die Liberalisierung auch des nationalen Ver­
kehrsmarktes. Dennoch erfordern die bei Realisierung 
des Szenario A in einzelnen Teilmärkten des Güterkraft­
verkehrs und in der Binnenschiffahrt zu erwartenden 
Dysfunktionalitäten eine adäquate Modifizierung des 
dort unterstellten Ordnungsrahmens.

□  Auch im Hinblick auf das Kriterium „Machtausgleich“ 
ist das Szenario A dem Szenario B vorzuziehen. Eine 
unzureichende Harmonisierung wie in B würde eventu­
ell bestehende Machtungleichgewichte nicht abbauen 
und neue Machtungleichgewichte induzieren helfen. Da 
die derzeitigen Machtstrukturen nur unzureichend be­
kannt sind, sollten im Rahmen eines Marktbeobach­
tungssystems und unter Einsatz geeigneter Steue­
rungsinstrumente die diesbezüglichen Markttendenzen 
beobachtet werden, damit eventuell korrigierend einge­
griffen werden kann.

□  Im Szenario A ist mit dem Abbau eines nicht den 
Nachfrageverhältnissen entsprechenden Qualitätswett­
bewerbs im nationalen Güterkraftverkehr zu rechnen. 
Die deregulierungsbedingte Zunahme der Wettbe­
werbsintensität dürfte sich in einem Anstieg der Pro­
dukt- und Fortschrittsraten äußern, so daß auch unter 
diesem Aspekt das Szenario A zu bevorzugen ist.

Damit werden die Grundstrukturen der anzustreben­
den zukünftigen Verkehrsmarktordnung für Straße und 
Binnenschiffahrt deutlich: Abbau aller mengenmäßigen 
Beschränkungen im internationalen und im nationalen 
Verkehr bei verschärften subjektiven Marktzugangsbe­
dingungen, harmonisierten Wettbewerbsbedingungen 
sowie Einführung eines effizienten Marktbeobachtungs­
systems und eines Steuerungsinstrumentariums.

Straße und Binnenschiffahrt

In der derzeit für den Güterkraftverkehr gültigen Richt­
linie 74/561/EWG vom 19.11.1974 sind die drei Kriterien 
„persönliche Zuveriässigkeit“ , „finanzielle Leistungsfä­
higkeit“ und „fachliche Eignung“ des Güterkraftver­
kehrsunternehmens lediglich als Elemente der subjekti-

’  Zur nachstehenden Darstellung der Konzeption vgl. H. G r o s s e -  
k e 111 e r : Wettbewerbstheorie, in:M . B o r c h e r t ,  H. G r o s s e -  
k e 111 e r : Preis- und Wettbewerbstheorie, Stuttgart et al. 1985,
S, 170 ff.

ven Marktzugangsbedingungen niedergelegt. Die Defi­
nition dieser Kriterien ist den Mitgliedstaaten freigestellt 
mit dem Ergebnis, daß es von Land zu Land unter­
schiedlich strenge Richtwerte gibt.

Im Sinne eines einheitlichen, funktionsfähigen Bin­
nenmarktes ist eine EG-weite Angleichung der nationa­
len Standards auf einem hohen Niveau unabdingbar 
Ziel ist, so einen Beitrag dazu zu leisten, daß Marktneu­
linge, die im Zuge der Liberalisierung auf die Verkehrs­
märkte drängen, ein adäquates Qualifikationsprofil auf­
weisen. Besonders wichtig für den Güterkraftverkehr 
wie auch für die Binnenschiffahrt erscheint hierbei eine 
hohe fachliche Eignungsanforderung in bezug auf Fra­
gen der betriebswirtschaftlichen „richtigen“ Kalkulation. 
Letzteres ist in Verbindung mit der Definition einer Min- 
dest-Eigenkapitalquote je Fahrzeug notwendig, um ei­
ner Preissetzung vorzubeugen, die sich nur an den „out 
of pocket costs“ orientiert.

Ein Marktbeobachtungssystem verbessert die Markt­
transparenz nicht nur für den politischen Entschei­
dungsträger, sondern vor allem auch für die Marktteil­
nehmer Die bestehenden Marktbeobachtungssysteme 
sind zu ergänzen, um Grundlage von Marktuntersu­
chungen im Rahmen des Koordinationsmängelkon­
zepts sein zu können. Nachstehend eine Auswahl mög­
licher Indikatoren:

□  Markträumung (Indikatoren: Kapazitätsentwicklung, 
Wartezeiten für Verlader, Konzessionsausnutzung, Still­
standszeiten der Fahrzeuge bzw. Schiffe);

□  Renditenormalisierung (Indikatoren: Kapazitäts­
wachstumsraten, Über- bzw. Unterrenditen);

□  Machtausgleich (Herfindahlindex H = Sq^ mit q, = 
Anteil der Firma i am Marktumsatz). Der Herfindahl­
index dient der Ermittlung der Marktanteilsverteilung auf 
der Angebots- und auf der Nachfrageseite. Die Diffe­
renz zwischen den Werten für die Angebots- und für die 
Nachfrageseite gilt als Indikator dafür, ob Angebots­
oder Nachfragemacht vorliegt;

□  Produkt- und Verfahrensfortschritt (Qualität logisti- 
scher Leistungen, Transportgeschwindigkeit, Verkehrs­
sicherheit, Höhe der Versicherungsprämien, Verbesse­
rung der Dispositionsmöglichkeiten im Fuhrpark bzw. in 
der Flotte).

Die Maßnahmen zur Angleichung der Wettbewerbs­
bedingungen sollten sich auf die verkehrsspezifischen, 
institutionell bedingten Kostenunterschiede beschrän­
ken. Die dahingehende Harmonisierungsnotwendigkeit 
mit dem Argument zu bestreiten, daß diese Kostenunter­
schiede durch Lohn- und Lohnnebenkostenunter­
schiede ausgeglichen würden, geht von fragwürdigen
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Tatbeständen aus und entbehrt jeglicher allo lotions­
theoretischen Fundierung. Neben der erwähnten wett­
bewerbspolitischen Begründung legen also auch alloka- 
tive Aspekte die Angleichung institutioneil bedingter Ko­
stenunterschiede nahe. In der Binnenschiffahrt be­
schränkt sich der Harmonisierungsbedarf angesichts 
des jüngsten Beschlusses der niederländischen Regie­
rung über den Wegfall der Investitionsbeihilfen im we­
sentlichen auf die Vereinheitlichung der Sozial-, der Ge­
sundheits-, der Unfallschutz- und der technischen Vor­
schriften außerhalb des Rheinstromgebiets auf hohem 
Niveau. Demgegenüber geht es im Güterkraftverkehr 
um die Harmonisierung der verkehrsspezifischen Abga­
ben, der Sozialvorschriften bzw. ihrer Kontrolle und Ahn­
dung sowie der technischen Normen.

Beseitigung der Disparitäten

Maßnahmen zur Beseitigung der Disparitäten bei den 
verkehrsspezifischen Abgaben müssen

□  zumindest aufkommensneutral, aber mit unmittelba­
rem Bezug zur räumlichen, sachlichen und subjektiven 
Kostenverursachung sein,

□  in- und ausländische Lkw in gleicher Weise und glei­
chem Umfang belasten und

□  dem Grundsatz gleicher wettbewerblicher Aus­
gangsbedingungen intra- und intermodal gerecht 
werden.

Eine isolierte EG-weite Angleichung von Kfz- und Mi­
neralölsteuersatz auf einem EG-Durchschnittssatz 
ohne Maßnahmen zur verursachungsgerechten Kom- 
pensierung der damit verbundenen Einnahmeausfälle 
verstößt zumindest in der Bundesrepublik gegen die 
Forderung nach Aufkommensneutralität und intermoda­
ler Wettbewerbsgleichheit. Für sich genommen ist ein 
EG-einheitlicher Kfz-Steuersatz dennoch positiv zu be­
werten, trägt er doch grundsätzlich dem Optionspreis­
charakter der Kfz-Steuer Rechnung.

Auf längere Sicht sollte ein gemeinsames System zur 
Abgeltung der Verkehrswegenutzung eingeführt wer­
den, das auch eine Einrechnung sozialer Grenzkosten 
gestattet. Die leistungsunabhängigen Nutzungskosten 
sind in Form eines qua Äquivalenzberechnungen auf 
den einzelnen Nutzer umgelegten Optionspreises -  
z, B. einer EG-einheitlichen Kfz-Steuer -  zu erheben.

Die leistungsabhängigen Kosten wären durch eine 
nutzungsabhängige Abgabe zu decken, deren Höhe 
von Land zu Land unterschiedlich sein wird, um die un­
terschiedlichen Infrastrukturqualitäten hilfsweise be­
rücksichtigen zu können. Beide Abgaben sollten sich
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nur an den Wegekosten (inklusive der sozialen Grenzko­
sten) orientieren. Die schon heute vorherrschende Pra­
xis, Teile verkehrsspezifischer Abgaben für rein fiskali­
sche Zwecke zu verwenden, ist allokativ ineffizient. 
Sollte dieses Vorgehen dennoch als politisch erwünscht 
angesehen werden, wären sie in Form eines dem Zahler 
transparent zu machenden Aufschlags auf die nut­
zungsabhängige Abgabe vorzunehmen.

Bei den Sozialvorschriften ist auf eine einheitliche 
Kontroll- und Ahndungspraxis in der EG hinzuarbeiten. 
Die Kommission ist aufgefordert, einheitliche Definitio­
nen für die von ihr festgestellten Verstoßtatbestände 
festzulegen und auch zu dokumentieren, was kontrol­
liert wird und in welchem Umfang Sanktionen tatsäch­
lich wirksam werden.

Der Rat sollte den Verstoßtatbestand einheitlich defi­
nieren und die Kontroll- und Ahndungsintensitäten prä­
zise formulieren. Die jüngsten Ratsbeschlüsse hierzu 
vom 20./21. 6. 1988 stellen einen Schritt in diese Rich­
tung dar

Unter dem Aspekt der Verkehrssicherheit, aber auch 
vor dem Hintergrund einer zunehmenden Umweltsensi­
bilität ist eine Angleichung der Überwachungs-, Kon­
troll- und Ahndungspraxis auf hohem Niveau sinnvoll.

Effizientes Steuerungsinstrumentarium

Der Punkt, der bei liberal Orientierten wohl auf den 
größten Widerspruch stößt, dürfte die Forderung nach 
einem effizienten Steuerungsinstrumentarium sein. Ein 
dritter, eurokratisch verwalteter Moloch neben den ge­
meinsamen Stahl- und Agrarmärkten? Diesen Befürch­
tungen läßt sich aber entgegenhalten: Der gemeinsame 
Stahl- und der gemeinsame Agrarmarkt weisen eine 
vollkommen andere Marktordnung auf, als sie hier für 
den Verkehrsmarkt vorgestellt wird. Diese beiden 
Märkte sind gekennzeichnet durch massive mengenmä­
ßige Eingriffe und Subventionspraktiken, von denen im 
Verkehrssektor nicht annähernd die Rede sein kann.

Ferner handelt es sich bei dem vorgeschlagenen 
Steuerungsinstrumentarium um ein „mögliches“ , d. h. 
nicht per se anzuwendendes Instrument, das nur im ex­
plizit festgestellten Fall von Strukturkrisen oder sonsti­
gen dauerhaften Erscheinungen eines Marktversagens 
und definitiv lediglich vorübergehend wirksam wird. Im 
Agrarsektor ist die Marktsteuerung demgegenüber 
ständiger Bestandteil der ordnungspolitischen Rahmen­
bedingungen ; die Gefahr der Zementierung der Anwen­
dung des Steuerungsinstrumentariums in der Art, wie 
sie im gemeinsamen Stahlmarkt erfolgte, wo es zu einer 
Verstetigung vorübergehend gedachter Maßnahmen
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zur Strukturanpassung gekommen ist, kann für den Ver­
kehr ausgeräumt werden.

Das Steuerungsinstrumentarium ist des weiteren ein 
essentieller Bestandteil einer verantwortungsvollen 
Ordnungspolitik. Zwar kann man mit Hilfe der Szenario­
technik plausible oder sogar sehr wahrscheinliche Ent­
wicklungen bei einer Liberalisierung aufzeigen, den­
noch ist es -  wie in vielen anderen Bereichen auch -  
nicht möglich, ungewollte, anderslaufende Entwicklun­
gen mit Sicherheit auszuschließen. Im Hinblick auf sol­
che Situationen ist es Pflicht einer verantwortungsbe­
wußten wissenschaftlichen Politikberatung, Eingriffs­
möglichkeiten vorzusehen. Ein weiteres Element ver­
antwortungsbewußter wissenschaftlicher Politikbera­
tung ist die Empfehlung einer schrittweisen Vorgehens­
weise, die den Marktteilnehmern eine Anpassung ohne 
übermäßige Friktionskosten ermöglicht, wobei erste 
Hinweise über Marktentwicklungstendenzen gesam­
melt werden können.

Die Effizienz des Steuerungsinstrumentariums er­
wiese sich als erheblich eingeschränkt, wäre es so kon­
zipiert, daß jedesmal auf politischer Ebene entschieden 
werden müßte, ob eine „Krisensituation“ vorliegt. Ein 
Einfluß einzelstaatlicher Vorbehalte bzw. von Partiku­
larinteressen im konkreten Einzelfall ist daher weitest­
gehend zu vermeiden. Hierzu ist auf EG-Ebene ein kon­
kreter „Wenn-dann“ -lnterventionskatalog zu definieren. 
Für alle Marktprozesse im Sinne des Koordinationsmän­
gelkonzepts ist politisch, also vom Rat, einmalig festzu­
legen, was unter „dauerhaft“ zu verstehen ist und wann 
Kapazitätsauslastungsgrade, Branchenrenditen und 
Fortschrittsraten als befriedigend angesehen werden. 
Die Kompetenzen für die Anwendung dieses Instrumen­
tariums sind an eine politisch unabhängige, eventuell 
supranationale Organisation zu übertragen.

Eisenbahn und Verkehrstellung

Die Szenarioanalyse hat verdeutlicht, daß die gegen­
wärtige bundesdeutsche Verkehrsmarktordnung ihr ver­
meintliches Ziel, den Schutz der Bundesbahn, nicht er­

reicht hat. Um in einem liberalisierten Umfeld bestehen 
zu können, sind bis zum Jahre 1992 konkrete Maßnah­
men zur Lösung der strukturellen Probleme der Bahn zu 
beschließen und umzusetzen. Auf nationaler Ebene 
zählen hierzu vor allem die Einführung der spezifischen 
Entgeltlichkeit für gemeinwirtschaftliche Verpflichtun­
gen und die Trennung von Fahrweg und Betrieb.

Infrastrukturentgeltmodellen für die Nutzung der 
Schienenwege durch die Bundesbahn, die nur variable 
Nutzungsentgelte vorsehen, ist angesichts des Vorhan­
denseins von leistungsabhängigen und leistungsunab­
hängigen Kostenbestandteilen mit Skepsis zu begeg­
nen -  zumal für den Wettbewerb in den unterschiedli­
chen Entfernungssegmenten auch das Verhältnis von 
leistungsunabhängigen zu leistungsabhängigen Entgel­
ten von großer Bedeutung ist. Sollte die Trennung von 
Fahrweg und Betrieb bei Einführung eines adäquaten 
Infrastrukturentgeltmodells Wirklichkeit werden, stellt 
sich jedoch auch die Frage, ob nicht auch andere Bahn­
gesellschaften bzw. private Unternehmen das ehedem 
der Deutschen Bundesbahn zugehörige Streckennetz 
benutzen dürfen.

Auf EG-Ebene ist langfristig ein verkehrsträgerüber- 
greifendes Wegekostenrechnungs- und Entgeltsystem 
einzurichten, das in seinen Grundzügen bereits im Zu­
sammenhang mit der Kfz- und Mineralölsteuer-Harmo­
nisierung vorgestellt wurde.

Die vorstehenden Überlegungen verdeutlichen die 
Komplexität und die vielen Problembereiche eines euro­
päischen Verkehrsmarktes nach 1992. Während es den 
Unternehmen obliegt, sich rechtzeitig an die sich än­
dernden Rahmendaten anzupassen, ist es dringliche 
Aufgabe der politischen Instanzen, möglichst bald die 
notwendigen politischen Entscheidungen im Hinblick 
auf einen funktionsfähigen europäischen Verkehrs­
markt zu treffen. Der Wissenschaft verbleibt nur die Hoff­
nung, daß nationale Egoismen und wirtschaftliche Parti­
kularinteressen sinnvollen Lösungen nicht entgegen­
stehen, wie dies in der Vergangenheit nur allzuoft der 
Fall war.
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